
145Blätter der Wohlfahrtspflege 4/2007

Thema

Kindesschutz in der Jugendhilfe
Wie man Auflagen und Aufträge richtig formuliert

■ Maria Lüttringhaus und Angelika Streich

Beim Verdacht der Gefährdung des Kindes-
wohls muss das Jugendamt tätig werden.
Bestätigt sich der Verdacht können den Per-
sonensorgebrechtigen Aufträge oder Aufla-
gen erteilt werden. Diese Handlungsanwei-
sungen müssen professionellen Standards
genügen, wenn sie erfolgreich sein sollen.

Unter den spektakulären Nachrichten un-
serer sich schneller drehenden Medienwelt
hat es in letzter Zeit häufiger die Fach-
kräfte der Jugendhilfe getroffen. Selten
werden die Bedingungen geschildert, un-
ter denen Fachkräfte des Kinder- und Ju-
gendschutzes ihre Arbeit tun: wachsende
gesellschaftliche Problemlagen, steigende
Suchtproblematik, Kostendruck, Zusatz-
aufgaben, Personalreduzierung, Umorga-
nisation etc. Unter diesen Bedingungen
kann wirkungsvolle Arbeit nur geleistet
werden, wenn folgendes gegeben ist: a) die
individuelle fachliche Kompetenz der fall-
zuständigen Fachkraft, b) die einzuhalten-
den Verfahrensabläufe und c) die Organi-
sationskultur (vgl. Merchel 2007).

Der folgende Beitrag konzentriert sich auf
den Aspekt der fachlichen Standards bei der
Formulierung von Auflagen und Aufträgen
im Kinderschutz. Wir wollen auf ein häufiger
anzutreffendes Defizit in den Verfahrensab-
läufen beim Kindesschutz aufmerksam ma-
chen: Auflagen und Aufträge werden häufig
unklar formuliert und mit Maßnahmen ver-
mengt. Wir geben Anregungen, welche Stan-
dards bei der Formulierung von Aufträgen
und Auflagen berücksichtigt werden können,
um für die Beteiligten (Professionelle, Institu-
tionen, Personensorgeberechtigte, Jugendli-
che und Kinder) die Verfahrensabläufe trans-
parent, nachvollziehbar und überprüfbar zu
machen und zudem der Fachkraft ein höhe-
res Maß an Sicherheit und Absicherung zu
geben.

Grundlagen der Falleinordnung

Die Grundlagen der Fallarbeit bis zur
Erteilung von Aufträgen und Auflagen

müssen vorab zumindest grob skizziert
werden, denn eine differenzierte Fallein-
ordnung ist die Grundlage für die Formu-
lierung von Auflagen oder Aufträgen.

In der Fallarbeit der Jugendhilfe sollte
zwischen unterschiedlichen Formen der
Verantwortung beim professionellen Kin-
desschutzes unterschieden werden (vgl.
Münder u. a. FK-SGB VIII § 8a Rn 59).
Wir haben dafür in den Kommunen, die
nach dem Fachkonzept Sozialraumorien-
tierung arbeiten (vgl. Hinte, Treeß 2007)
nachfolgende drei Arbeitsbereiche vorge-
schlagen, die sich dort in der praktischen
Arbeit etabliert haben und als Matrix die-
nen für unterschiedliche Handlungskon-
sequenzen (z. B. im Kreis Nord-Friesland,
Sankt Wendel, Berlin, Augsburg, Hanno-
ver; vgl. auch Budde, Früchtel, Hinte
2006).

1. Im Leistungsbereich werden Ratsu-
chende zwar oft von anderen Institutio-
nen geschickt und kommen nicht aus ei-
genem Antrieb, greifen aber letztlich doch
freiwillig auf eine Leistung der Jugendhil-
fe zurück (z. B. eine Beratung beim Allge-
meinen Sozialdienst oder auf eine Hilfe
zur Erziehung). Sie könnten sich jederzeit
von der Jugendhilfe verabschieden, ohne
dass von Seiten der Fachkräfte Konse-
quenzen ergriffen werden können (näm-
lich der Gang zum Familiengericht; vgl.
dazu ausführlich Lüttringhaus/Streich
2006).

2. Im Graubereich gilt es,
• entweder zu klären, ob ein Sachverhalt

einem der Gefährdungsbereiche der Ju-
gendhilfe zugeordnet werden kann
(z. B. gesundheitliche Gefährdung,
sexueller Missbrauch, körperliche Ge-
walt, Partnerschaftsgewalt, massive
Vernachlässigung, Aufsichtspflichtver-
letzung, Autonomiekonflikte). Dann ist
zu prüfen, ob derzeit tatsächlich eine
Kindeswohlgefährdung vorliegt. (Des-
halb wird dieser Teilaspekt des Grau-
bereichs mancherorts auch Klärungsbe-
reich oder Überprüfungsbereich ge-
nannt). Oder es gilt,
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• die konkreten Aspekte einer drohenden
Gefährdung abzuwenden.
3. Im Gefährdungsbereich ist bereits

geklärt, dass gegenwärtig konkrete und
gewichtige Anhaltspunkte für eine Kin-
deswohlgefährdung in den relevanten Be-
reichen des Kindesschutzes vorliegen.

Verfahren der Falleinordnung

Kindeswohl und Kindesgefährdung
sind nun Begriffe, die in besonderer Weise
auf Deutung angewiesen sind (vgl. Mer-
chel 2005, S. 464). Deshalb gibt es häufi-
ger innerhalb der Organisation eine Fest-
legung auf Beobachtungs- und Einschät-
zungsinstrumente. Dennoch ist die
Fachkraft immer aufs Neue gefordert,
diese auf den Einzelfall zu übertragen und
zu einer Bewertung für die Falleinord-
nung zu kommen. Da man in Fällen des
Kinderschutzes oftmals auf eine Häufung
von mehreren »kleinen« Phänomenen
trifft und weniger auf die eine ausschlag-
gebenden Tatsache zur Feststellung einer
Kindeswohlgefährdung, sind solche Situ-
ationen – trotz Arbeitshilfen wie Kinder-
schutzbögen – mehrdeutig bewertbar.

Daher »darf man solche Bewertungen
nicht einzelnen Personen (Fachkräften)
überlassen, die ihre je eigenen Maßstäbe
anlegen« (Schone 1999, S. 31). Dies fin-
det sich in den gesetzlichen Bestimmun-
gen wieder: Solche Fälle müssen von der
fallführenden Fachkraft im Zusammen-
wirken mit mindestens einer weiteren er-
fahrenen Fachkraft bearbeitet werden,
die für den Kindesschutz in besonderer
Weise qualifiziert ist (SGB VIII § 8a; Abs.
2, Satz 1).

Um die Falleinordnung besonders zu
reflektieren und sich abzusichern, regen
wir neben dem Rückgriff auf Indikato-
renlisten an, eine kollegiale Beratung zur
Falleinordnung durchzuführen (vgl. Mer-
chel 2007, Merchel, Schone 2006, S. 110,
Schrapper 1996, S. 20). Die Fragestel-
lung, die wir in unseren Schulungen emp-
fehlen, lautet hierfür: Wo würdet Ihr den
Fall einordnen a) In den Leistungsbe-
reich? b) In den Graubereich? oder c) in
den Gefährdungsbereich? Mit welcher
Begründung? Wie würdet Ihr dement-
sprechend vorgehen?

Im Folgenden konzentrieren wir uns
auf den von uns sogenannten Graube-
reich und Gefährdungsbereich (zum Vor-
gehen im Leistungsbereich der Jugendhil-

fe vgl. Lüttringhaus/Streich 2006) und be-
schreiben, wie dort ein systematisches
Vorgehen gemäß unserem Fachkonzept
aussieht und welche Qualitätskriterien
dann bei der Formulierung von Aufträ-
gen und Auflagen zu beachten sind.

Ressourcenorientiertes
Vorgehen im Graubereich

Während im Leistungsbereich der Ju-
gendhilfe die Themen dominieren, die
den Personensorgeberechtigten wichtig
sind, geht es im Graubereich um Themen,
die den Fachkräften gesetzlich vorgege-
ben sind, nämlich die Überprüfung, ob
derzeit eine Kindeswohlgefährdung vor-
liegt oder droht.

Nach einer Überprüfung bei der mel-
denden Person gehen Fachkräfte ernst-
haften Meldungen in der Regel im direk-
ten Kontakt zu den Personensorgeberech-
tigten nach. »Auch bei anonymen
Hinweisen sind die Familien erste Adres-
saten eines Gewinnens von Information
und nicht außenstehende Dritte wie
Nachbarn, die Schule, der Kindergarten
etc.« (Münder u. a. FK-SGB VIII § 8a Rn
17). Fachkräfte der sozialen Dienste
»werben bei den Kindern, Jugendlichen,
sowie deren Eltern um eine Mitgestaltung
des Hilfeprozesses« (Münder u. a. FK-
SGB VIII § 8a Rn 18). und klären dann
ab, inwieweit die Personensorgeberech-
tigten hierzu bereit sind.

Ist die Kooperationsbereitschaft ge-
klärt, erteilen die Fachkräfte – sowohl die
des Allgemeinen Sozialdienstes (ASD) als
auch die der Träger der Hilfen zur Erzie-
hung – konkrete Aufträge an die Perso-
nensorgeberechtigten, die dem Sachver-
halt entsprechend entweder den Sinn ha-
ben:
• vermutete Kindeswohlgefährdung zu

überprüfen (vgl. dazu Deutscher Verein
2006, S. 495) oder

• drohender Kindeswohlgefährdung ent-
gegenzuwirken.
Bei Aufträgen, die der Überprüfung

dienen, sollen Fachkräfte die Personen-
sorgeberechtigten offensiv und beharrlich
zur aktiven Aufklärung anhalten. Jedoch:
»Mit dem Erheben des Zeigefingers
durch gesetzliche Fixierung eines Rechts
des Jugendamts auf Informationsbeschaf-
fung oder einer ›Pflicht der Eltern zur
Mitwirkung‹ kann der Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen nicht verbessert

werden.« (Münder u. a. FK-SGB VIII §
8a Rn 22) »Dabei ist eine Gefährdungsla-
ge nicht schon deshalb indiziert, weil El-
tern sich (anfangs) weigern, mit dem JA
(= Jugendamt, die Verfasser) zusammen-
zuarbeiten.« (FK-SGB VIII § 8a Rn 43).
Personensorgeberechtigte haben aus
unterschiedlichen Gründen zu Beginn ei-
ner Zusammenarbeit häufig Vorbehalte,
die zu überwinden sind. Erst wenn wegen
der fehlenden Mitwirkung der Personen-
sorgeberechtigten eine Klärung nicht
möglich ist, müssen andere Formen der
Überprüfung gewählt werden (bis hin zur
gerichtlich angeordneten Überprüfung).

Bei drohender Gefährdung haben die
Fachkräfte durch entsprechende Hilfs-
angebote darauf hinzuwirken, dass die
in den Aufträgen beschriebenen zukünf-
tigen Zustände von den Personensorge-
berechtigten umgehend angestrebt wer-
den. Sonst drohen bei einer Verschlim-
merung des gegenwärtigen Zustandes im
Hinblick auf eine Kindeswohlgefähr-
dung zukünftig härtere Konsequenzen,
nämlich die Erteilung von Auflagen vom
Jugendamt oder – falls erforderlich –
durch das Familiengericht. Im Vorder-
grund steht die Idee, durch entsprechen-
de Mittel das Schiff nochmals umzulen-
ken, um in die sicheren Gefilde des Leis-
tungsbereiches (Freiwilligenbereiches) zu
steuern.

Damit die Erfüllung von Aufträgen
wirkungsvoll unterstützt werden kann,
bedarf es eines ressourcenorientierten
Vorgehens. Oftmals wundern sich Teil-
nehmende in den Qualifizierungstrai-
nings darüber, dass wir auch im Grau-
und Gefährdungsbereich anregen, immer
eine Ressourcenkarte zu erstellen, mit
denjenigen Ressourcen, die für die Klä-
rung oder Beseitigung drohender Gefähr-
dung nützlich sein können.

Zum einen zeigt sich hierdurch präg-
nant, auf welche Möglichkeiten, Fähig-
keiten und Ressourcennetze die Perso-
nensorgeberechtigten zurückgreifen kön-
nen, um eine (drohende) Gefährdung
durch den Aufbau eines Netzwerkes lang-
fristig abzuwenden. Zum anderen kommt
es gerade im Kindesschutz darauf an,
durch das Aufspüren auch »kleiner«
Ressourcen, Möglichkeiten zu eröffnen,
dass die Personensorgeberechtigten zei-
gen, dass sie selbst tätig werden (vgl. auch
Hinte 2007, S. 60 ff.). Nur dann können
Fachkräfte erkennnen, ob hier tatsächlich
eine Mitwirkung seitens der Personensor-
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geberechtigten erfolgt und somit ein
ernsthaftes Interesse an der Beseitigung
der drohenden Gefährdung besteht oder
nur die Unterstützung beispielsweise einer
Familienhilfe ausgesessen wird. Außer-
dem sind die Netzwerke (im sozialen Um-
feld oder Sozialraum), die durch solche
Hilfen aktiviert werden können, in der
Regel noch da, wenn die Jugendhilfe sich
schon verabschiedet hat. Sie bilden dann
möglicherweise ein neues Frühwarnsy-
stem bei zukünftigen Krisen. In zahl-
reichen Kommunen, in denen wir tätig
waren, wird unsere Ressourcenkarte ver-
wendet und zwar mit den Kernkate-
gorien: persönliche Ressourcen, soziale
Ressourcen, materielle Ressourcen und
infrastrukturelle Ressourcen (also
Ressourcen des Sozialraums).

Erst nach einem differenzierten Res-
sourcencheck erfolgt die individuelle Pla-
nung von Maßnahmen (vgl. dazu Deut-
scher Verein 2006, S. 494). Damit die
Handlungsschritte für die Betroffenen re-
alistisch und umsetzbar sind, werden die
zuvor erfassten Ressourcen nun die
Grundlage für die Planung der Umset-
zung (»Bastelmaterial«). Die Aufträge
und geplanten Wege werden in den fol-
genden schriftlichen Vereinbarungen fest-
gehalten. Die vorgesehenen Kontrollen
werden bereits dort benannt (geschieht
dies durch den Allgemeinen Sozialdienst
ermöglicht dies den Leistungserbringern
der Hilfen zur Erziehung, sich darauf zu
berufen. Sie haben dann bessere Möglich-
keiten, ihre Rolle als Unterstützungsins-
tanz zu zeigen (vgl. dazu Conen 2002).

Nach der Durchführung der Maßnah-
men und Wege kommt es zur Ergebnis-
auswertung (auch hier gestützt durch die
erwähnte kollegiale Beratung). Hier sind
drei Varianten möglich:

1. Der Fall ist beendet, weil der zu
überprüfende Sachverhalt geklärt ist und
entweder nicht relevant ist für eine vor-
handene Kindeswohlgefährdung oder die
drohende Kindeswohlgefährdung abge-
wendet wurde und es aus Sicht der Ju-
gendhilfe keinen weiteren Handlungsbe-
darf mehr gibt. Die Jugendhilfe kann sich
nun verabschieden.

2. Der Fall ist im Leistungsbereich der
Jugendhilfe anzusiedeln, wenn geklärt ist,
dass keine Anhaltspunkte für eine vor-
handene noch für eine drohende Gefähr-
dung vorliegen aber die Personensorgebe-
rechtigten zum jetzigen Zeitpunkt einen
Veränderungswillen und Ziele haben, die
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sich auf die Belange und Funktion der Ju-
gendhilfe beziehen.

3. Es ist eine Gefährdung zum jetzigen
Zeitpunkt belegt, sodass der Fall in den
Gefährdungsbereich einzuordnen ist mit
den entsprechenden Handlungsanforde-
rungen an die Jugendhilfe.

Stolpersteine bei der
Formulierung von Aufträgen

Im Arbeitsalltag der Fachkräfte zeigen
sich häufig Stolpersteine schon bei der
Einordnung der Fälle in die Arbeitsberei-
che. Die klare Unterscheidung zwischen
Grau- und Gefährdungsbereich wird
nicht vollzogen und hat die Auswirkung,
dass noch nicht abgeklärte Anhaltspunk-

te einer Gefährdung schon als Tatsachen
behandelt werden und somit Personen-
sorgeberechtigte Aufträge oder sogar
Auflagen für einen vermuteten Zustand
erhalten.

Das Problem: Ungeklärte Sachstände
ziehen unklare Handlungsanweisungen
nach sich – nach dem Muster: »Sie müs-
sen ihr Kind entwicklungsgerecht för-
dern!« Dann weiß keiner der Beteiligten,
was konkret getan werden muss. Und
wenn dann die Interpretationen der Be-
troffenen und der Professionellen meilen-
weit auseinander liegen, ist gegenseitiges
Unverständnis und das Entstehen von
Konflikten vorprogrammiert.

Zudem wird die Grauzone deshalb
häufig über einen langen Zeitraum auf-
recht erhalten, weil die zu überprüfenden
Sachverhalte nicht geklärt werden und
somit diffus im Raum stehen bleiben. Oft
steht nicht die zügige Überprüfung (»Was
muss schnellstmöglich abgeklärt sein?«)
im Vordergrund, sondern es wird »ein-
fach nur schnell« gehandelt, ohne zu wis-
sen, ob sich beispielsweise gemeldete An-
haltspunkte einer Kindeswohlgefährdung
durch Dritte erhärten oder nicht. Eine
vermutete Gefährdung wird so oftmals
vorschnell zu einer Tatsache. Dies ge-

schieht vor allem dann, wenn Vermutun-
gen einer Kindeswohlgefährdung durch
Dritte gemeldet, dann aber nicht bei den
meldenden Person genauer überprüft
werden. Stattdessen werden Personensor-
geberechtigte sofort eingeladen oder auf-
gesucht. »Vorwürfe« stehen im Raum,
die von den Personensorgeberechtigten
ausgeräumt werden müssen.

Stattdessen gilt es zunächst die Aussa-
gen anhand von relevanten Indikatoren
direkt bei den Drittmeldern zu erhärten,
sonst werden die Erziehungsberechtigten
mit Aussagen konfrontiert, die oftmals
weit weg von einer Kindeswohlgefähr-
dung liegen können. Dass ein fünfjähriges
Kind nicht witterungsgemäß gekleidet ist
und schlecht ernährt erscheint, bedeutet
für sich genommen noch nicht, dass eine

Kindeswohlgefährdung vorliegt, auch
wenn die Erzieherin aus dem Kindergar-
ten dies nachdrücklich schildert. Zu über-
prüfen ist somit immer wieder das Aus-
maß (wie oft, wie häufig, wie stark, wie
lang etc.) der gemeldeten Sachverhalte
und die Auswirkungen einer Situation auf
Kinder und Jugendliche. Witterungsbe-
dingt angemessene Kleidung kann unter-
schiedlich definiert werden und muss je
nach Kind individuell beurteilt werden.
Bei näherem Nachfragen bei der Erziehe-
rin des Kindergartens könnte festgestellt
werden, dass das Kind im letzten Viertel-
jahr zweimal nur mit einem Pullover zum
Kindergarten im Herbst gekommen ist, es
jedoch keine Anzeichen dafür gibt, dass
es häufiger krank ist, und es weder Zei-
chen einer Unterernährung gibt, noch
dass es vermehrt hungrig erscheint.

Aber auch wenn Sachverhalte geklärt
werden konnten, sind längst noch nicht
alle Stolpersteine bei der Falleinordnung
aus dem Weg geräumt. Die fallführende
Fachkraft kann sich oftmals nicht ent-
scheiden, den Fall mit den nun abgeklär-
ten vorhandenen Anhaltspunkte den an-
deren Arbeitsbereichen zuzuordnen und
belässt den Fall – »sicherheitshalber« –
weiter im Graubereich.

Die beschriebenen Stolpersteine, die zu
einer unklaren Falleinordnung führen,
bringen letztlich Unklarheit in das weite-
re Vorgehen der Fachkräfte. Geht es bei-
spielsweise im Graubereich um eine in der
Zukunft liegende drohende Kindeswohl-
gefährdung, dann ist Handeln erforder-
lich, jedoch nicht in Form von Auflagen
(denn zum jetzigem Zeitpunkt besteht die
Gefährdung noch nicht!), sondern in
Form von Aufträgen. Die Personensorge-
berechtigten sollen besser schon zum jet-
zigen Zeitpunkt einen Zustand sicherstel-
len, der ein zukünftiges Abgleiten in die
mögliche Kindeswohlgefährdung verhin-
dert.

Die weiteren Stolpersteine bei der For-
mulierung von Aufträgen gleichen denen
bei der Erstellung von Auflagen im Ge-
fährdungsbereich und werden daher dort
beschrieben.

Ressourcenorientiertes
Vorgehen im
Gefährdungsbereich

Grundlage sind bereits erfasste gewich-
tige Anhaltspunkte in den Gefährdungs-
bereichen der Jugendhilfe (wie oben ge-
schildert). Sind die Personensorgeberech-
tigten grundsätzlich gesundheitlich in der
Lage, die Gefährdung abzuwenden (z. B.
kein Delirium oder eine drastische psy-
chische Erkrankung), so kann die Mit-
wirkungsbereitschaft geklärt werden und
zwar zunächst vor allem unter dem
Aspekt, inwieweit die Personensorgebe-
rechtigten die vorhandene Kindeswohlge-
fährdung abwenden wollen.

Dann erteilen insbesondere die Fach-
kräfte des Jugendamtes den Personensor-
geberechtigten klare Auflagen. Teilweise
wird zu § 8a (2) SGB VIII die Ansicht ver-
treten, Auflagen könnten grundsätzlich
auch durch die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Träger der Hilfen zur Er-
ziehung erteilt werden, sofern die Erzie-
hungsberechtigten mitwirken und die
Hilfe ausreicht. Es dürfte sich dann vor
allem um »Ad-hoc-Auflagen«handeln,
die sehr kurzfristig erfüllt werden können
(z. B. »Sie müssen sofort das Hochbett im
Kinderzimmer an der Wand so fest mon-
tieren, dass es nicht auf die Kinder fallen
kann.«). Sonst erfordern die Verfahrens-
abläufe in den Kommunen bei der Fest-
stellung von klaren Gefährdungssituatio-
nen in der Regel eine sofortige Informa-

»Fachkräfte müssen auf den
Aufbau eines stützenden
Netzwerkes dringen«
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tion der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Allgemeinen Sozialdienstes (vgl.
dazu Merchel, Schone 2006, S. 111). In
ihren Empfehlungen für die Leistungsver-
einbarungen zum § 8a regen Merchel und
Schone in diesem Sinne auch an, »die
Verpflichtungen für die Fachkräfte in den
Einrichtungen nicht so weit zu fassen,
dass der Eindruck entsteht, die Einrich-
tungen müssten analog der Arbeit zum
ASD arbeiten«, seien also nun ein »klei-
ner ASD« (Merchel, Schone 2006,
S.110).

Bei beharrlicher Nicht-Kooperation der
Personensorgeberechtigten zur Abwen-
dung der vorhandenen Kindeswohlge-
fährdung entscheidet das Gericht, ob eine
Kindeswohlgefährdung vorliegt und
wenn ja, welche Maßnahmen angesetzt
werden (wie z. B. die Erteilung von Auf-
lagen). Bei Auflagen handelt sich um Zu-
standsbeschreibungen, die definieren, was
sichergestellt und gewährleistet sein muss,
damit die augenblicklich vorliegende Kin-
deswohlgefährdung abgewendet wird.

Im Gefährdungsbereich findet danach
der Ressourcencheck statt – aus den glei-
chen Gründen, wie sie zuvor für den
Graubereich beschrieben wurden. Und
wie beim Vorgehen im Graubereich soll-
ten auch hier in den Vereinbarungen die
Auflagen, die geplanten Wege und Maß-
nahmen, sowie die vorgesehenen Kon-
trollen festgehalten werden. Auch die
Überprüfung und erneute aktuelle Fall-
einordnung in die Arbeitsbereiche erfolgt
analog zum bereits beschriebenen Vorge-
hen im Graubereich (nach Möglichkeit
gestützt durch eine kollegiale Beratung).

Stolpersteine bei der
Formulierung von Auflagen

Die derzeitige Praxis zeigt, dass in zahl-
reichen Auflagen schon Maßnahmen be-
schrieben werden (z. B. »Sie müssen jede
Woche mit Michelle zum Kinderarzt!«),
anstatt zunächst eine Zustandsbeschrei-
bung zu formulieren, die das Kindeswohl
sichert, also eine Beschreibung dessen,
was alle im weiteren Verlauf geplanten
und vereinbarten Maßnahmen bewirken
müssen. Was zudem oftmals erfolgt ist,
dass nicht in erster Linie die Verantwor-
tung der Personensorgeberechtigten deut-
lich gemacht wird, sondern jegliches
Handeln ausschließlich von ihnen per-
sönlich gefordert wird (»Michelle muss

von Ihnen täglich zum Kindergarten ge-
bracht werden.«). Die Erreichung eines
Zustandes, bei dem eine Gefährdung ab-
gewendet ist, kann aber möglicherweise
durch die Personensorgeberechtigten
auch erreicht werden, indem diese ihre
möglicherweise vorhandenen Netzwerke
aktiviert.

Zudem werden in die Auflagen gern
alle weiteren Aspekte mit hinein gepackt,
die thematisch für die Jugendhilfe rele-
vant sind. Motto: Wenn wir schon mal
dabei sind, regeln wir gleich alles (selbst
wenn bei den anderen Themen keine Ge-
fährdung vorliegt). Formulierungen von
Auflagen müssen also ein hohes Maß an
Genauigkeit aufweisen und sich immer
auf einen Sachstand innerhalb eines Ge-
fährdungsbereiches (z. B. Aufsichts-
pflichtverletzung) beziehen.

Hinzu kommt, dass sich oftmals Aufla-
gen nicht differenziert auf die Gefähr-
dungsfaktoren einzelner Kinder beziehen,
sondern pauschal auf alle Kinder der Fa-
milie. Es kann jedoch bei einem Kind ei-
ner Familie eine Gefährdung vorliegen,
während diese Gefährdungsfaktoren für
die Geschwisterkinder nicht zutreffen.
Hat ein Kind in der Familie ein Ernäh-
rungsproblem, muss das noch lange nicht
für die weiteren Kinder der Familie der
Fall sein.

Des Weiteren werden Auflagen häufig
abstrakt formuliert, manchmal in einer
für die Personensorgeberechtigten unver-
ständlichen Fachsprache: »Das Kind
muss altersentsprechend ernährt sein«
oder »Die Aufsichtspflicht ist zu gewähr-
leisten.« Was heißt altersentsprechende
Ernährung? Was heißt Aufsichtspflicht?
Hier gilt es, ausgehend vom vorausgegan-
genen Sachstand der Kindeswohlgefähr-
dung, festzuhalten, wie die konkrete Er-
nährung dieses Kindes auszusehen hat,
damit die Gesundheit nicht gefährdet ist.
Fachliche Vorgaben anderer Fachstellen
und Professionen sind diesen zu überlas-
sen, müssen aber Gegenstand der Auflage
sein (»Sie als Vater müssen sicherstellen,
dass Aische entsprechend des Ernäh-
rungsplans des Kinderarztes ernährt
wird; siehe Ernährungsplan in der Anla-
ge.«).

Manchmal werden Auflagenformulie-
rungen gewählt, die ausschließlich ein
Unterlassen beinhalten: »Die Gefahren-
quelle Toaster darf nicht mehr auf dem
Esstisch stehen.« Stattdessen sollte eine
Beschreibung vorliegen, die deutlich

macht, wie ein Zustand auszusehen hat:
»Sie als Mutter müssen ab sofort dafür
sorgen, dass die Gefahrenquelle Toaster
für Ihre Kinder unerreichbar ist.« Dies er-
leichtert den Personensorgeberechtigten
eine Vorstellung davon zu bekommen,
was konkret erreicht werden muss. Wenn
Personensorgeberechtigte »nur« wissen,
was sie nicht mehr tun dürfen oder wie
etwas nicht mehr aussehen soll, wissen sie
noch lange nicht, wie es stattdessen aus-
sehen muss.

Sehr oft stoßen wir in Auflagen auf Op-
timal-Beschreibungen: »Die Küche ist je-
den Tag geputzt, das Geschirr nach jedem
Essen aufgeräumt.« Dann ist bei der For-
mulierung der Ausgangspunkt der Kin-
deswohlgefährdung nicht mehr erkenn-
bar, nämlich verschimmelte herumliegen-
de Lebensmittelreste, die von den
Kindern gegessen wurden und immer
wieder zu Durchfallerkrankung führten.
Es wird ein aus der Sicht der Fachkraft
wünschenswerter Zustand beschrieben.
Bei der Formulierung von Auflagen gilt es
die bürgerlich gefärbte Brille abzusetzen
und ausschließlich die Gefährdungs-
aspekte zu fokussieren: »Sie als Mutter
müssen ab sofort dafür sorgen, dass ver-
schimmelte Lebensmittelreste für Kinder
unerreichbar sind und entsorgt werden.«
Die anderen Themen sind entsprechend
in den Leistungsbereich oder Graubereich
einzuordnen und hier gilt es entsprechend
entweder Ziele zu erarbeiten oder Aufträ-
ge zu formulieren.

Öfters kommt es vor, dass Auflagen
nicht terminiert sind. Es wird nicht
schriftlich festgehalten, ab wann (meist:
ab sofort)und bis wann diese Auflagen
gelten, als auch wann letztlich frühestens
das Vertrauen in die Personensorgebe-
rechtigten wieder hergestellt ist, also der
damalige Sachverhalt sozusagen »ver-
jährt« ist und man frühestens mit den
Kontrollen aufhört.

Abschließend die dringende Empfeh-
lung: Auflagen sollten allen Beteiligten in
schriftlicher Form vorliegen. Nur dann ist
ausreichend für alle dokumentiert, wel-
che Auflage genau erteilt wurde.

Standards für die Formulierung
von Aufträgen und Auflagen

Aufträge sind konkret und klar formu-
liert bezogen auf Indikatoren aus den Ge-
fährdungsbereichen in denen Gefährdung
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vermutet wird oder droht. Auflagen sind
konkret und klar formuliert bezogen auf
augenblicklich vorhandene Tatsachen der
Kindeswohlgefährdung. Sowohl Aufträge
wie Auflagen sind:
• realistisch (erreichbarer Mindestzu-

stand)
• möglichst positiv formuliert
• in der Sprache der Betroffenen festge-

halten
• so formuliert, dass die Verantwortung

für die Erfüllung der Auflagen in der
Hand der Personensorgeberechtigten
liegt

• so eindeutig ausgearbeitet, dass sie ein
konkretes Bild geben für die darauf fol-
gende Planung der Schritte

• so verfasst, dass die Erfüllung über-
prüfbar ist

So kann es gehen

Beispiel – der Sachstand: Ein zwölfjäh-
riges Mädchen (mit alleinsorgeberechtig-
ten berufstätigen 40- jährigen Mutter)
muss die Zeit von ca. 12.30 Uhr bis 19.00
Uhr außerhalb der Wohnung verbringen,
wobei nichts organisiert ist. Dies wurde
von der Nachbarin für die letzten sechs
Wochen zwei-, dreimal bestätigt; laut
Aussage des Mädchens ist die Mama da
immer weg und erst wieder um 19.00
Uhr da. Der Lebensgefährte sagte der
Fachkraft vom Allgemeinen Dienst ein-
mal: »Das Mädchen kriegt von uns kei-
nen Schlüssel, damit sie nicht alleine in
der Wohnung ist.«

Beispiel – die Auflage: »Sie als Mutter
müssen sicherstellen, dass Ihre Tochter ab

sofort bis 19 Uhr (oder wann sie nach
Hause kommen) einen Ort hat, wo sie
vor Wind und Wetter geschützt ist, wo sie
zu Essen und Trinken bekommt, ihre
Hausaufgaben machen kann und ver-
traute Ansprechpartner hat, die oder der
verlässlich für sie da ist. Dies wird min-
destens die nächsten sechs Monate kon-
trolliert.«

Wie weiter?

Aufträge und Auflagen markieren nicht
das Ende, sondern den Anfang eines an-
stehenden Veränderungsprozesses. »In ei-
ner ganz überwiegenden Mehrzahl der
Fälle ist der gelingende Aufbau einer Ver-
trauensbeziehung konstitutive Vorausset-
zung für Kindesschutz. Letzterer ist am
wirksamsten, wenn es gelingt, Bedingun-
gen zu schaffen, in denen sich Kinder, Ju-
gendliche und/oder deren Eltern mit ihren
Problemen öffnen und anvertrauen kön-
nen.« (Münder et a. 2006, S. 170).

Resümee

Im Nebel von Unklarheiten, ungeklär-
ten Unterstellungen, überzogenen Erwar-
tungen und Pauschalierungen entsteht
Misstrauen. Aufträge und Auflagen, die
klar formuliert sind, ermöglichen dage-
gen Klarheit für alle Beteiligten. Sie bieten
Fachkräften einen Rahmen für die Ar-
beitsteilung zwischen der übergeordenten
Aufsichtsinstitution Allgemeiner Sozial-
dienst und dem im Alltag dann vor allem
unterstützenden Helfersystem.

Klare Aufträge und Auflagen bilden
eine stabile Plattform für den Aufbau von
Vertrauen. ◆
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